
815;der-Beilagen zuden stenographischenProtokollen des Nationalrates {V. G.P. ). 

Bericht 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierung~vorlage (759 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, betreffend die Regelung 

des Dentistenberufes (Dentistengesetz). 

Schon nach dem ersten Weltkriege sollte 
die Zahntechnikerfrage durch das Zahn-
technikergesetz vom 13. Juli 1920 einer 
endgültigen Lösung zugeführt werden. 
Durch die deutsche Besetzung österreichs 
lind die damit fast gleichzeitig erfolgte 
Einführung der für die' reichsdeutschen 
Dentisten geltenden Vorschriften in öster­
reic.h ist das österreichische Zahntechniker­
gesetz in seinen wesentlichen Bestimmun­
gen derart durchlöchert worden, daß nach 
dem zweiten Weltkriege eine gesetzliche 
Neuregelung unbedingt erforderlich er­
schien. 

Die einzelnen Bestimmungen der Regie­
rungsvorlage sind in Anlehnung an die 
Vorschriften des österreichischeu Zahn­
technikergesetzes und unter Berücksichti­
gung der durch die reichsrechtlichen Vor­
schriften geschaffenen Rechtslage vom 
Sozialministerium ausgearbeitet worden 
und nach Vorlage des gegenständlichen 
Gesetzentwurfes an den Nationalrat von, 
Ausschuß für soziale Verwaltung und dem 
von diesem eingesetzten Unterausschuß 
einer eingehenden Behandlung unterzogen 
worden. 

Im 1. Abschnitt des Gesetzes wird eine 
genaue Umschreibung der Tätigkeiten, die 
von den Dentisten bei der Ausübung ihres 
Berufes nunmehr ausgeführt werden dür­
fen, gegeben. Dies in Anpassung an die Be­
stimmungen des § 123 der Reichsversiche­
rungsordnung, der mit den Vorschriften des 

Sozialversicherungs - Überlei tungs ge se tzes 
ein Bestandteil des österreichischen Sozial­
rechtes geworden ist. 

Von besonderer Bedeutung erscheint die 
Festlegung einer Berufssperre für den 
Dentistenberuf, wie sie bereits im :lahn­
technikergesetz aus dem Jahre 1920 vor­
gesehen war. Nach den einschlägigen Be-

stimmungen soll es somit nur mehr den­
jenigen Personen, die bis zum 31. Dezember 
1947 in die Berufsausbildung für Dentisten 
eingetreten sind, möglich sein, noch zur 
selbst~ndigen Berufsausübung nach Erfül­
lung der sonstigen Voraussetzungen zu 
gelangen. 

Der II. Abschnitt behandelt die Standes­
vertretung der selbständig erwerbstätigen 
Dentisten, die als Dentistenkammer für den 
Bereich des gesamten Bundesgebietes er­
richtet werden soll. Diese Lösung ist im 
Zuge einer strafferen -Organisierung der 
Standesvertretungen ' vorgesehen, wobei 
jedoch der Eigenart der einzelnen Bundes­
länder dadurch Rechnung getragen wird, 
daß für die Berufsangelegenheiten örllicher 
Bedeutung Landesgeschäftsstellen in den 

, Bundesländern errichtet werden. Als 
Organe der Dentistenkammer sollen, gleich 
wie bei allen übrigen Kammern, eine 
Hauptversammlung, ein Vorstand, ein 
Präsident und ein' Vizepräsident und die 
bereits genannten Landesgeschäftsstellen 
fungieren. Da es sich bei den Dentisten um 
Angehörige eines Gesundheitsberufes han­
delt, wird die Dentistenkammer als die 
Staridesvertretung der Angehörigen des 
Dentistenberufes der Aufsicht des Bundes­
ministeriums für soziale Verwaltung unter­
stehen. 

Im UI. Abschnitt sind dann alle notwen­
digen Straf- und Übergangsbestimmungen 
enthalten. Bis zur Durchführung der 
Wahlen in die Dentistenkammer soll die 
bisherige StandesvertretJ,lng als vorläufiger 
Kammervorstand mit der Vertretung der 
Interessen der Dentis ten betraut bleiben. 
Die im § 37 unter Ziffer 1-12 angeführten, 
der Aufhebung verfallenden Vorschriften 
zeigen, wie schwierig selbst den Fachleuten 
ihre Handhabung gewesen sein muß. Jeden­
falls wird an Stelle dieses aus teils öster­
reichischen, teils reichsrechtlichen Vor­
schriften bestehenden Wirrwarrs eine ein­
deutige und klare gesetzliche Regelung 
gesetzt. 
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Von den Abänderungen, die der Ausschuß 
für soziale Verwaltung, beziehungsweise 
der von diesem Ausschuß eingesetzte Unter­
ausschuß bei Behandlung des gegenständ­
lichen Gesetzentwurfes an den einzelnen 
Bestimmungen desselben vOrgenommen 
hat, erscheinen die folgenden besonders 
erwähnenswert: ,; 

Im § 1, Abs. (1), wurde eine bessere all­
gemeine Definition für die berufsmäßige 
Ausübung des Dentistenberufes formuliert 
und damit der in der Regierung·'worlage 
enthaltene Ausdruck "Dentistik" fallen­
gelassen .. 

Beim § 4 sind einige Umstellungen zum 
besseren Verständnis vorgenommen worden, 
die jedoch den Inhalt nicht weiter berühren. 

Im § 5 wurde bei Ziffer 1 des Abs. (1) 
durch die Anfü[uung der theoretischen 
Ausbildung die schulische Voraus,~etzung 
unterstrichen. Weiters kann nun auch Per­
sonen, die in Zahnambulatorien (zum Bei­
spiel in Zahnambulatorien der Kranken­
kassen, der Universitätskliniken usw.) eine 
dentistische Tätigkeit schon bisher aus­
geführt haben, diese Tätigkeit dafür an­
gerechnet werden, daß sie nach einer ergän­
zenden Ausbildung und bei Erfüllung der 
sonstigen Voraussetzungen auch zur selb­
ständigen Ausübung des Dentistenberufes 
gelangen können. 

Kysela, 
Be ridlterstutler. 

Die Bestimmungen' des H. Abschnittes 
haben nach den Beschlüssen des Ausschus­
ses für soziale Verwaltung gegenüber den 
in der Regierungsvorlage enthaltenen Be­
stimmungen insofern eine Abänderung er­
fahren, als statt der vorgesehenen Standes·­
vertretung mit der Bezeichnung "öster­
reichiseher Dentistenverband" die Errich­
tung einer eigenen österreichischen Den­
tistenkammer vorgesehen ist Im Zusam­
menhang mit dieser Abänderung mußten 
auch die Voraussetzungen für das Wahl­
verfahren und die Zusammensetzung des 
Vorstandes entsprechend abgeändert 
werden. 

Außer den bereits angeführten ":{nderun­
gen haben sich im Zusammenhang mit der 
vom Ausschuß für soziale Verwaltung be­
schlossenen Errichtung einer Dentisten­
kammer eine Reihe stilistischer Umgestal­
tungen ergeben, die im angeschlossenen 
Entwurf bereits berücksichtigt, jedoch nicht 
besonders erwähnenswert sind. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung 
stellt somit den An t I' a g, der National­
rat wolle dem a n g e s chi 0 s sen e n 
G e set zen t w u r f die verfassungs- ./. 
mäßige Zustimmung erteilen. /1 

Wien, am 15. Februar 1949. 

Böhm, 
Obmann. 
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). 

Bundesgesetz vom , 
betreffend di" Regelung des Dentistenberufes 

(Dentistengesetz). 

Der Nationalrat hat heschlQ6Slen: 

tAb s c h n i t t. 

Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. (1) Die berufliche Tätigkeit der Dentisten 
umfaßt ein in diesem Gesetz umschriebenes Teil­
gebiet der sonst ausschließlich Krzten (Zahn­
ärzten) vorbehaltenen Zahnheilkunde und ist wie 
diese von den Bestimmungen der Gewerbeordnung 
ausgenommen. 

(2) Zahriärzte und Denti6ten 6ind mit Be6chrän­
kung :mf ,den KreilS der in ihrer Behandlung 
st·ehenden Pe.roonenbefugt 

a) zur Herstellulllg von Zahnerslatzstückeru für 
den Gebrauch im menschlichen Munde und 
zur Ausführung von technisch-mechanischen 
Al'beiten zweck!; Ausbesserung solcher Zahn­
ersatzstücke; 

h) .zur Erzeu'gung von künstlichen Zähnen 
und sonstigen Best,andteilen von Zahn­
ersatzstücken. 

(3) Im übrig'en bietben diese TätÜgkeiten -
gewel'oomäßig ausgeüht - ,den Bestimmungen der 
Gewerbeordnung unterworfen. 

§ 2. Der Dentistenberuf schließt n~ben den 
im § 1, Ahs. (2), um6chri:ebenen Befugnissen noch 
nachstehende Tätigkeiten in sich: 

a) die Enrfernung der Zahnlsteinauflagerungen, 
da6 Reinigen der Zähne, das Abschleifen der 
Zähne und Wurzeln, das Ahdrucknehmen 
zum Zwecke der Henstellu11ig vOn PIatten­
zahner6atzstücken, Gebi9sen, Kronen und 
Brücken:, darin das Anpa6s'en v,on Zahn­
el'SGtzstücken und Gebissen, das Einsetzen 
künstli<:her Zähne, Kronen, Brücken und 
Gebisse sowied~e Anwendung von Re­
·gulierapparaten und das Füllen (Plom­
bieren) der Zähne und Wurzeln mit Ein­
schluß der Wurzelbehandlung; 

b) Die Behandlung von Zahnkr.ankheiten, die 
Entfernung von Zähnen und Wurzeln auch 
unt·er Anwe'ndung der lokalen urud ,der Lei­
tungsanästhesi,e sowie ,die Anwendung von 
Röntgemtrahlen zu diagnostischen Zwecken. 

Diese Tätigkeiten dürfen auf die Behand­
lung von Mund- und Kieferkl1ankheiten, 
,auf landere als ,die im ersten Satz erwähn­
ten blutigen Eingriffe, auf die Vornahme 
der ,allgemeinen Narkose oder au:f die Ab­
galbe von RcöntgenbeEunden nicht ,ausge-
dehnt werden; . 

c) die Anwendung von Arzneimitteln, die Qn 
,die ärztliche Vorschreibung gebunden 5ind, 
sowle'it sie .zur Ausführungde'r in lit. b 
'a11igeEührten Arbeiren notwendig s~nd, und 
die Berechtigung, solche Arzneien auf 
Gnund eigener Vorschreibunga U6 einer 
öffentlichen Apotheke zu 'beziehen. 

Voraussetzungen der sdhständigen. 
Berufsausühung. 

§ 3. (1) Zur seLbständigen Ausü'bung des Den­
tistenherufes ,sind nur österreichi5che Staa.tsbünger 
berechtigt, die 

la) a.m T,age ,dJes I11Ikll'aft.tretenscbi,e"es Bundes­
.g~t:zes im Hesit:ze einer Beflu:g1nis :zur Aus- . 
übung der Zahntechnik nach dem Gesetz 
vom 13. Juli 1920, St. G. BI. Nr. 326, in 
der IRas'sung der GelSetze vom 1. Oktober 
1920, St. G. BI. Nr. 470, und vom 15. April 
1921, B. G.B!. Nr. 255 {Zahntemniker­
gesetz), sind oder 

b) am Tage, des Inkrafttretens dieses Bundes­
gesetzes im Besitze eines Ausweises über 
ihre Anerkennung als .Denti'st nach den 
Ausführungebestimmungen zu § 123 der 
Reichsve.n;icherungsordnung sind und eine 
Nieder1a6lsungsbewilli1gung erhalten hiaben, 

c) eine Genehmigung, Zur Niederbssung al5 
selbständiger Dentist nach den Bestimmun­
gen ,dieses Bunde6gesetzes erlangen. 

(2) D~e in Ahs. (I), lit .. a, ge:nannten Plersonen, 
welche ,die im § 5, Abs. (2), des Zahntemniker­
&e,,'etze,s,in ,der ,Fas~uIlJg ·cLe9 Artikels I deSi Bundes­
gcsletze!s vom 15. April 19:211, B. G. BI. Nr. 255, 
vOl1geschriebene pmküsche Prüfung noch nicht 
mit Erfolg ahg,elegt' halben, ha,ben diC6C Prüfung 
binru:n einem J a,hr nach Inkrafttreten die6es 
BundeSlge6etzes vor ,dem staatlichen Prü:fungsaU1s­
schuß für 'Dentisten abzulegen, widrigenfaUs ihre 
Berechtigung Zur selbständigen Ausübung des 
Dentistenberuf.es erlischt. 
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§ 4. (1) Die Genehmi,gung zur NiederLas'SlUng als 
&e~bstärudig~r Dentist darf - abget>ehen von den 
Erfordernissen des § 7, Abs. (3) - nur Personen 
erteilt we,rden, die 

,a) österrcichische St,aats'bürger sind, 
Ib)die zur' AU6übung ,des [)entisterrberufes 

nötige Verläßlichkeit und körperliche Eig­
nung besitzen, 

c) nicht wegen Geisteskmnkheit, Geistes­
schwäche oder gewohniheitsmäßi'gen Miß­
brauches von Alkohol oder Nervengiften 
voll oder 'beschränkt entmündigt sind, 

,d) die s~a;atliche Dentistenprüfung mit Erfolg 
abgelegt haben und im Ans,chluß' daran 
,durch ein Joahr ,als IDel1tistenoas'si6tenten tätig 
gewesen sind. 

(2) Die kör.perliche Eignung ist durch ein amts­
ärztliches Ze,ugnis nachzuweisen, das nicht älter 
als 4 W och.en sein, darf. 

(3) Eine Genehmigung, die entgegen den Vor­
schriften des Abs. (1) erteilt wurde, leidet an 
einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler. 

§ 5. (1) Zur A:blegungder 6oa.atlichen Den­
üstenprüfung könruen ln Hinkunft nur mehr Per­
.sonen zrngelass.en werden, die .den in § 4 unter 
lit.a 'bis c angdührten 'BedingunglCn enosprech,en 
und nach ,den geltenden Vorschriften 

1. vor dem 1. Jänner 1948 lbei einem sdootän­
,digen Dentwtoen ihre AUI~bi1dung begonruen haben, 
so dann durch drei Jahre bei gleichzeitigem Besuch 
der Berufsschule fortgesetzt oder im Anschluß an 
die dre,ijährige praktische Ausbildung im Lehr­
institut für Dentisten in Wien einen Kurs für die 
theoretische Berufsausbildung in der Mindestdauer 
vOn, drei Monaten zur Vorbereitung auf die Den­
tistenassistentenprüfung zurückgelegt haben (Den­
tistep.praktikanten) ; 

2. ,die Techniker,assistentenprufung im An­
schluß an eLie unt,er :2. 1 ,g'en'annte Au~bil.dun,g; 
mit ErfoLg ,abgelegt haben, durch mincLe~tel1s 
zwei Jahre bei einem sdbst,ändigen 'Dentisten 
rii,tig 'gewese:n sind und eine weitere theoretische 
un,d praktüsche Ausbi,ldung dt!r,chein, Jahr am 
J....eili.rilnstiPt!t für Dentisten erf,ahre.n haben (Tech-

Staiatlsibür,gern, die nach den lbisher in Geltung 
gestoandenen Vors,chriiten als -Dentisten ,anerkJannt 
6ind, raher noch keine Niederlas&urigsbewilligung 
erLangt hahen, hehufs, ~rLang'l.lngder Nie1oor­
laJssungsbewilligiung Nachsicht· vom. iErfol'dernis 
der IStiaatlichen Dentistenprüf'ung und ,des Pflicht­
as'S,istentenj,ahnes :(§ 4, l;it. d) ,erteilen, feme,r vom 
iErfor,dernis ,der zweijährigICn Tätigkeit als Tech­
nikel1a1ssistent [A:hs. (1), Z. 2] absehen, sowie 
Personen, die ihre Tätigkeit zur BlCSOrgung ,cech­
nis,ch-mechranischer Arbeiten bei einem zur zahn­
ärztlichen Pl1axis berechtigten ArZt oder Den­
tisten (befug;ten Zahntechniker) vordem 1. Jänner 
1930 hegonnen und durch mindestens· sieben 
Jahre fortgesetzt ha'ben, zum Besuche des Lehr­
instituts für Den,~isten in Wien und an:srclui,e­
ßend: z:ur staa,tlichen Dentistenprufung zu1as5en. 
Diese :Pensonen sind vom Nachweis ,der AIMeist'ung 
des Dentist'en-Ass,istellit'en:j.ihrü> nach .der ,erfolg­
reich abgelegten ISt<1Jatlichel1o. Dentistenprufung 
befreit. Das Ansuchen rum die.s.e Begün!st~~t\g~tl 
ist binnen ,einem J a!hlI"e l1'ach IImkra:fttretl!lll dieslcs 
Bunrdesg'esetzes zu s,tellen. 

Berufsbezeichnung und Berufspflichten. 

§ 6. (1) Die Zur s.eibständigen Berufsaus:ürbung 
berechtigten Dent,isten nahen Slich hei Aus­
übung ihres Berufes ausschließlich ,der .&riUf~­
bezeichnung "Dentist" in Wort und St:hrift up.,ge­
kürzt und .ohne irrdü'hrende Zu.sä..tzezu be­
dienen. Die IFü,hrunganderer Titel ist wrboten. 

(2) Den [Dentisten ist jede :markt6chreieris'che 
Anpl"eisung sow,j,e ,das Aufsruch,e'n von Kunden un­
mittelbar .oder durch Mittelspe11Son~n verboten. 

(3) Die Dentisten haben ihren Beruf pe11Sönlich 
auszuüben und dÜl'fen nur in' be.rücksichtiJgungs­
wür,digen FäHen mit Bewilligurtg .des Landb­
rhauprmanne~ einen einzigen SteHve,rtreter be­
stellen. Der Stellvertreter muß den in den §§ 3 
und 4 angeführten Bedingungen entspt~chen. 

(4) De.nti6ten dürfen nUr eine Herriebssrtätte 
,führen. 

Genehmigung zur Nieder1as~ng. 

nikerassistenten). § 7. (1) Die Genoehmigung zur Niederl3!S6ung als 
(2) Der im Abs. (1), Z. 1, ang~fUhrten 'dreijähri- sdb~tändi:ger Dentist wird vom LancLesha.upt­

gen pl1a:ktisclten ß.erufsat!S:biIdunog ist eine Tä.tig- mann, in dessen V,erw.altungsgJehiet die heabslich­
keit gleichzuhalten; dIe von p.el"sonen durch min- tigte Betrieibss:tätce liegt, erteilt. 
des:tensdrei Jahre zur Besor,gung .cechnisch-me- (2) Der Landes:hauptmann hat v,or Entschei,dung 
chanischer Arbeitenaußerhafb des men6chlichen über eLa,s Ansuchen um eine solche GeJ1lehmigung 
Mundes ibei einem zur Ausübung, der zahnärzt:'- unte:r B.e:stimmung einer zweiwöchige.nl FrilS:t ein 
lichen ;Pnaxi,s lberechügten Arzte vor dem 1. Jän- Gutachten der Osterreichischen Dentistenkammer 
ner 1~42 oder ,bei einem sdbständigen iDentisten über die Verläßlichkeit des Bewerbers. ·einzuholen. 
vor dem 1. Jänner 1948 oder. unter den gleichen (3) Die Genehmigung ist zu versag~n, wenn 
Vorausse.tz.ungen in ZahnambulatorienQerufs- der Bewerber einem der im § 4 ang~führten 
mäßig ausgeführt oder fortgesetzt worden ist. Erfordernisse nicht entspricht, nicht über eine den 

. (3) D,as B,undesministerium für ,soziale Verwal- gesundheitlichen Anforderungen entsprechende 
mng kann auf Antrrag ,eies. LancLeshauptmannes Betriebsstätte verfügt, oder wennnadJ. ~km Gut­
(Bürg,ermei&ter der St,adt Wien) österreichischen j achten der Osterreichischen Dentistenkammer im 
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allgemeinen oder im näheren Umkreise des in 
Aussicht genommenen Standortes durch die Er­
öffnung des Betriebes die Wettbewerbsverhältnisse 
in wirtschaftlich ungesunder Weise beeinflußt 
würden. 

(4) Die Genehmig'ung hat auch den Nie,oorIas­
sungt<iort zu hezeichnen. In Städten mit Bezirks­
einteilung gilt der Verw,altungsbezirk aLs Nieder­
I,asrsun:grsort. Na<;h Recht:sikmft d.er Genehmigung 
s,tellt der Landeshauptmann dem Dentisten einen 
AusweJ's über die Genehmigung z'ur Niededa,ssung 
aus. 

(5) Die B,estimmungen der Abs. (1) bi6 (4) sind 
iin F,al1e ,der. Verlegung der beruflichen Tätigkeit 
<lußerhalb des bisherigen Niederla~s:ung60r'tes 6inn­
gemäß ,anzuwen,den' [Geruehmig:u,ng<>pf1icht, B,e­
darfsp~üofung ,im S:illJne des Abs. (3), Big:nun,gs­
prüfung ,der Betrieb&stätte, Ausweis]. Auch die 
Verleg,ung in,ner'halbdes bisherigen Nieoor1a6-
6ungsortes Ihed.arf der Genehmigung, ,die nur 
dann zu' erteilen i6t, wenn die neue iB,etriehs­
stätte den gesundheitlichen Anforderungen ent­
spricht. 

(6) Gegen die Entscheidung des Landeshaupt­
maimes steht dem betroffenen Dentisten und, 
wenn die Entscheidung nicht im Sinne eines frist­
gerecht abgegebenen Gutachtens [Abs. (2) oder 
Abs. (3)]' erfolgt ist, auch der Osterreichischen 
Dentistenkammer die Berufung an das Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung offen. 

Verwendung von Dentistenassistenten, Dentisten­
praktikanten und zahntedmischen Laboranten. 

§ 8. Die zur sdbsltän,digen Be,ruflS,ausiibung be­
rechtigten Dentisten dürf.en 'his zu drei Dentisten­
ass~soenten, Technikera6sis,tenten und Dentistellr­
praktikanten [§ 5,. Ans. (1)] be,~chäftigen. Die 
sdhständigJen Dell!tisoe:n kiÖ1lJ11Ien De'il'ui~s\tena~Isii.­
st:enten unte.r ihrer Aufsicht und Verantwol1tung 
die ini§ 2, lit. ,a, :angdü'hl't,en V,crrichtungen im 
meilsch1ich.en Munde v.ornehmen la's,sen. 

§ 9. (1) ArZlte, die 6ich aUS6chließlich mit ,dier 
·z·ahnärzt;,ichen 'Praxis hefa's,'en, und Denoi5ten 
dürfen zut Besol1g;ung t~chnis,ch-mechanischer 
Arlbeiten {Her6,tellung von Kronen, Brücken und 
Gebißsen) zahnt,echnilSche Lahor.ant;en beschäokigen. 

(2) Die Tätigkeit ,dier mhn:technisch,en LaIboran­
Den i~ -eineunselbständig,e u,nd darf von Zahn­
ärzten und Dmtis,~et1I nUr 'i,rune:rhaLb i'hrer B,e­
triebsstätte und auf ihren eigenen Bedarf be­
schränkt in Anspruch genommen wer,den. 

Aufrechterhaltung erworbener Rechte. 

§ 10. (1) Die einem Dentisten erteiLte Nieder­
la5sungsgenehmigung ist ein persönliches Recht, 
diaS1 m~t odl(:m Tode ,des Be'rechti.gtcn ,erlischt. 

(2) Die Rechte oder Witwen und oder enbherech­
ügten minderjährigen Deszendenten, welche sich 
a,uf ,die vor dem Inkrafttreten ,des, Zahnt,echniker­
geSoetzekS in GeJ.oung gestandenengew,crherecht-

5 

limen BestimmungleJ] g:rünckn, hleihen :unberührt. 
Doch -ist Zour Ausübung der Befugnis ein den Er­
fordernissen der §§ 3 und 4 entsprechender Stell­
vertreter zu 'be5te1len. Fü:r die ,Bestellung des 
Stellvertreters gelten die Bestimmungen des § 7, 
AIOO. {3}, si,nngmäß. 

Zurücknahme der Berechtigung. 

§ 11. Der Landeshoauptmann han die Befugnis 
zur Ausübung, der ühntemnik 60wie die Ge­
nehmigung zur Niederla6sung ,als Den.tist 2)urück­
zunehmen und den über die Anerkennung al~ 
Dentist ausg.estellten Ausweis einzuzioeJhen, Wenn 
dier Denti'sit den Voraussetzungen, unter denen 
die Nie.derJ,a65ungs,genehmigung erteilt oder die 
Befugn~ zur A usÜlhung ,der Za:hntechnik ver­
liehen worden ist ,<I§ 4), n~cht mehr entspr'icht. 
V,or ,einer solchen Verfügung, ist ein Gutachten 
der österreich ischen Dentistenkammer einzuholen. 

Vorläufige Untersagung der Berufsausübung. 

§ 12. (1) Der Landeshauptmann {BürgermeiSter 
der Stadt Wien) kann in Wahrung desöffenlt­
lichen Wohles Dent~sten, gegen ,die ein Antrag 
auf 'Entmündigunlg weg,en Gei5tesl~rank!heit, 
Geist'~schwäch.e oder gewohnheit6mäßigen Miß­
bmuchCiS von AIko'hol (Trunkisucht) 0&1' von 
NerV1enJgif.ten IgestelLt wU,11de, ferner DeD!t~!ten, 
gegen ,die weg1en GeißteISkrankheit oder Geistes­
schwäche von Amts wegen ein Entmüodigullßls­
verfahren oder wegen grober Verfehlung bei 
der Ausübung de', DentisocnhClJ.1uf,ClS\,c1i.enU'I: ge­
richtlicher oder Verwal~ungSBtr,afe hedroht 5ind, 
ein Stl1a:fverfahren eingeleitet wur,de, bei Gefahr 
im Verzug die Ausübung ,des Dentist·enberufes 
bis zum recht skr äflli:g,etlJ AbsChluß des ,Entmündi­
gungs- oder Strafverf,ahl1en'S unrersiagen. 
, (2) Wenn ein Entmündigungs- oder Strafver­

fahren noch nicht eingeleitet is,t, jedoch ein Sach­
v,erhalt vorliegt, ,der die Einleitung eines ßolchen 
Verf,ahrens rechtfertigen würde, kann der Landes­
hauptmanndem Dentislten ,die Ausühung des 
Berufes unoers,agen. Der Bescheid tritt jedenifaUs 
mit ,dem rechtskräfitigen A100chluß delS nachträ.g­
lich :fiinge1eit,et,en Entmü1l1d1.~ucl1gs- oder Straf­
verf,ahr.erus, .außer Wirkisamk:ei~. 

(3) Die Gerichte sind verpflichrt:et, ,dem Lan,dles­
hauptmann sowie der Osterreichischen Dentisten­
kammer die Anträge auf Entmündigung sowie 
die amtswegige Einleitung von Entmündigungs­
verfahren ,g.eg]en IDenuisten unvßrweilt ,ooka.nnt­
zugeben. IEbenso s:ind d,ie Vletw,altungsbehörden 
v,erpf!:ichtet, dem 'LandeshaUiptmai1ln A!l.zei~en 
wegen der in Abs. (1) angegebenen groben Ver­
f.ehlungen und ,di,e von Amts w,eg;en ein,gdeireten 
Strla.fver.fahr.en u'11verowei,Jt Zur iK,enntlliilS :Zu ht:inl­
gen. Auch d!ie Sta,a·tslanwa!'t~'cha:Ften .(s<taa~.a.Mvah­
schaftlichen Or.gan:e hci ,den Bezirksgerichten) 
haben ·dera,rDi,g.e Anlzieilgen, wenn sie unmittelbar 
b.e:i ,ihnen ,ers'baUet wurden, .J,e:mLandtesha·upt­
mann mitzuteilen. 
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(4) Von der Untersagung nach Abs. (1) und (2) I 
ist die Osterreichische Dentistenkammer (Landes­
geschäftsstelle) zu hören. Die Untersagung ist ihr 
in jedem Falle mitzuteilen. 

Ausbildung der Dentisten. 

§ 13. (1) Die A\lISIbildung der ne11ltiocen und der 
Zlihntechnischen Laboranten wird durch ein 
eigenes .Bundesgesetz geregtelt. 

(2) iBis zur ErhS6ung ,des im AiOO. (1) ange­
fühmen Bundesge6etZ'es ibleiJben die vor Inlmtft­
treten dieses .Bundesgesetzes für die Aushildung 
von Dentisten erlaS6enen Vorschriften mit der 
Maßgabe in Geltung, daß 

a) ,die DentistenaS6isltentenprüfung in Hin­
kunft <als Techniker,aSlsistentenprüfung zu 
bezeichnen ist, -

h) 'Personen, ,cL~e die unter li't. a angdühroc 
iP,rufung m~t E~folg :abgelegt hiabelil, nun­
mehr ab T e'chnl~ellaSl.5li;s:tenten 'und 

c) IPe11SOnen,' die ,die staatliche iDentisten­
prüfung mit Erfolg abgelegt haben, als 
neIl!tistenaS6istenten zu <bezeichnen !Sind. 

§ 14.(1) Die VOr ,dem 1. Jänner 1948 ZUr Er­
lernung ,dies iDentistenhemfes ,abgeschloSisenen 
AusbilduDJgßverträge :bleiben in Kl'Iaft. Auf solche 
Verträge finden die .Bestimmungen der §§ 991b, 
Albs. (1) his (4), 100, Albs. {1) his (4), 101, 103 und 
104, Abs. (6), ,der Gewerbeordnung ßiI111gemäß 
Anwendung. Im Ü'brigen sind ,diese Verträge nach 
den Bestimmungen des Allgemeinen Bürgerlichen 
Gesetzhuches 'Über den Dien~tvertrQg zu beur­
teilen. 

(2) Innerhalb ,der el'lsten dre~ iMonatie nach dem 
Inknafttreten dieses .Bundie6gesetZielS können diese 
Verträge 'seittefiß der Denti~tenprakt1kanten ohne 
Einhahung einer Künc.lig,ungsf.l'Iislt ~löst wer,den. 

§ 15. Abgesehen von den in Ausbildung stehen­
den Personen (§ 13) finden auch auf das Dienst­
verhältnis von Personen, welche von den zur 
zahnärztlichen Praxis berechtigten Arzten und 
Dentisten mit Niederlassungsgenehmigung zur 
Leistung dentistischer Arbeiten angestellt sind die 
Bestimmungen des Angestelltengesetzes ~'Ol11 
11. Mai 1921, B. G. BI. Nr. 292, Anwendung. 

Meldepflicht. 

§ 16. Die Zahnärzte und Dentisten mit Nieder.;. 
LaSlSunglSgenehmigung sind verpflichtet hinnen 
zwei Wochen nQch InkrafotreteIl! diere; Bundes­
geseo:es die !bei ihnen ZUr Leißtungdentistis,cher 
Arbe1ten ,angleIStellten 'Personen sowie ,alle sich 
spätererg(!bendelll Veräl1ide.rul1igen binnen drei 
Tagen nach iEin- ode'r Austritt ~olcher Pen;onen 
der BezirksVICrwaltuDJg&behör,de anzumelden. 

, § 17. (1) Die Betriebsstätten der selbständigen 
:J?entisten sind in der Regel einmal im Jahre einer 
überprüfung zu unterziehen, ob sie den gesund­
heitlichen Anforderungen entsprechen. 

(2) Die überprüfung ist von der Bezirks'verwal­
tungsbehörde vorzunehmen. Die Osterreimische 
Dentistenkammer ist berechtigt, zu jeder über­
prüfung einen Vertreter zu entsenden, der dem 
Berufsstand der Dentisten angehört. 

II. A b 6 C h ni t t. 

Standesvertretung. 

§ 18. (1) Zur Vertretung derseih6.tändi'g er­
weribstätigen Dentißten wil'ld eine Standle6-
vertretung ,der Deßltiß:ten mit der Bezeichnung 
"Osterreichische Dentistenkammer" in Wien mit 
Lan,desgeschä!ftS15wllen für die ~unde&änder er­
richtet. 

(2) Die "Osterreimische Dentistenkammer", in 
der Folge kurz Dentistenkammer genannt, ist 
eine' Körperschaft öffentlichen ReChtes. Sie ist 
berechtigt, das Bundeswappen mit der Aufschrift 
"Osterreimische Dentistenkammer" zu führen. 
Die Landesgeschäftsstellen haben in die Auf­
schrift einen auf ihren Wirkungskreis hin­
weisenden Zusatz aufzunehmen. 

Wirkungskreis. 

§ 19. (1) Die Dentistenkammer ist berufe~, die 
gemeinsamen beruflichen, sozialen und wirtscnatt.. 
lichen Int>eres15en der östert1eichilSchen Dentisten 
wahrzu.nehmen und zu för,dem, die !Erfüllung der 
Beru,f~pflichten zu überwachen rUnd für die 
Wahrung der Standesehre zu sorgen. 

(2) Die Dentistenkammer ist, abgesehen von 
den in besonderen Vorschrif,ten ,den Standes­
ventJrietungen 'übertragenen Au.frgQben, im'beson­
dere berufen: 

a) den .Behörden Berichte, Gutachten und Vor­
schläge,betreffend die Au~bi1dung und-f,ach­
liche ForthiLdung ,dler Dentisten rowie alle 
soMtigen Angelegenheiten zu ers.tatten, in 
denen die Interessen der Dentllsten berüh.rt 
werden, ' , 

ib) VerZ!eichnisse ,der zur selobßtän,digen Berufs­
ausübung berechtigten Dentißten (DentiS<ten~ 
regiSlter) zu führen, 

c) ülber Aufforderung Vertrete.r in ,andere 
Körperschaften und Ste11en zu entsenden 
oder für solche Körpersmaften .Besetzung6-
vorschläge zu er151:latten, sofern dies. ,durch 
besondere Gesret2e oder Von;chri'ften vor­
gesehen ist, 

cl) in Streitigkeiten zwischen Mitgliedern der 
Dentistenkammer zu vermitteln, 

e) gemeinsame wirtschaftlime Einrichtungen, 
W ohlfahrts- und, Unterstützungseinrich­
tungen für die Mitglieder der Dentisten­
kammer und ihre Hinterbliebenen zu er­
rimten, zu betreiben und zu fördern, 

f) .die für die de11ItJi~tischeLeistung ,befiech­
neten Vergütungen zu überprüfen, 
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'g) Verträ.ge zurkgdung ,der Beziehunglen (2) Die Mitglieder können nach Maßgabe der 
·der Dentisten zu clen Trägern der Sozial- Best'i~mungen dieSes Bund~,gesetzes Zu Vor-
ven>ichel1ung (Verbände) abZU'schließen, st,andsmitgliedern 1gewählt werden. 

h) Besltätigungen über die ~introgung in das (3) Jedes Mi,tglied genießt den Anspruch auf 
DentistenregiSlteraU6zustellen. die ~ahrung Iseinler berufl'ichen, soz~alen und 

(3) Die Dentistenkammer hat alljährlich bis wirtschaftlichen Interessen durch die Dentisten­
spätestens Ende April dem Bundesministerium für kammer und hat Anspruch auf den Genuß der 
soziale Verwaltung Bericht sowie Vorschläge zur W'Ohlfahr.tseinricht'llngen nach Maßg,abe der je­
Behe~.un~ Wahrgen.~mmener Mängel zu el'st~tten'l weHs hiefür gteItenden Bestimmungen. 

Verhaltms zu .Bchorden, Kammern und Tragern Satzung und Geschäftsordnung. 
der Sozialversicherung. . 

§ 20. (1) Die Behöflden, Kammern und sonstige 
z'ur Vertretung von Standesinreressen berufene 
Körp~schaften öffentlichen Rechtes sowie ,die 
Träger der Sozialversichefiung halben innerhalb 
ihres Wirkungskreises der Dentistenkammer auf 
Verlangen die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und sie in 
ihrer Wirksamkeit zu unterstützen. Zudem 
gleichen Verhalten ist die Dentistenkammer gegen­
über den vorgenannten Behörden, Körperschaften 
und sonstigen Stellen verpflichtet. 

(2) Gesetzentwürfe, die Interessen berühren, 
deren Vertretung der Dentistenkammer zukommt, 
sind vor. ihrer Einbringung in die gesetzgebende 
Körperschaft, besonders wichtige Verordnungen 
(Kundmachungen), die die erwähnten Interessen 
und Fragen berühren, vor ihrer Erlassung der 
Dentistenkammer unter Einräumung einer an­
gemessenen Frist zur Begutachtung zu übermitteln. 

Mitglieder. 

§ 21. (1) Der Dentistenkammer gehören alle. 
gemäß § 3 dieses Bundesgesetzes zur selbständigen 
Ausübung des Dentistenberufes berechtigten Per­
sonen an. 

(2) Solche Personen haben sich persönlich unter 
Vorlage der ihre Berechtigung nachweisenden 
Belege bei der Landesgeschäftsstelle anzumelden, 
in deren Bereich sie ihren Beruf auszuüben beab­
sichtigen. Die Landesgeschäftsstellen haben be­
glaubigte Abschriften dieser Belege der Dentisten­
kammer in Wien zur zentralen Führung eines 
Dentistenregisters zu übermitteln. 

(3) Die MitJgliedschaft erlischt, wenn ,das Mit­
glied aus welchen Grii:n.den immer aus dem Den­
~isneIJIberuf ,aUt!;scheidet. In diesem F,aUe sind die 
Eintr3Jgungen im Denti~tenregister eIJItJsprechend 
richtig:wstellen. 

Pflichten und Rechte der Mitglieder. 

§ 22. Alle Mitglieder sind verpflid1tCt, die von 
der Dentistenkammer ihres gesetzlichen Wirkungs­
kreises . getroffenen Anordnungen zu befolgen 
sowie die in der Beiiragsordnung festgesetzten 
Beiträge' zu leisten. 

§ 23. (1) Die Mi:tgl~eder sind berechtigt, nach 
Maßga:beder Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes. den Vorstand zu wählen. 

§ 24. (1) Nähere Bestimmungen 'Über die Ein­
richtung und den Wirkungsbereich der Dentisten­
kammer und ihrer Organe werden im Rahmen 
dieses BunrdeSlg'fSctzes durch Satzung getroffen. 

(2) Die Geschäftsführung der Dentistenkammer 
wird durch eine Gesdläftsordnung geregelt. 

(3) Die Aufbringung der Mittel wird durch 
eine Beitrag~ordnunrggeregelt. 

Organe der Dentistenkammer . 

§ 25. Organe der Dentistenkammer sind: 
,a) di,e Ha;uptv.er:Slamm!ung, 
b)der Vor,stand, 
c) der Prä,s,ident und der Vizepräsident, 
cl) die .La.ndesig~schäJFtsstdlen. 

Hauptversammlung.' 

§ 26. (1) Die Hauptversammlung setzt sich aus 
den wahlberechtigten Mitgliedern der Dentisten­
kammer zusammen. 

(2) In der Satzun.g kann ,angeor·dnet wer.den, 
daß die Besorgung der der Hauptver~ammlung 
z'Ug'c ",.ies.enen Angcl1e'genherr ten ·ein.el1 Deleg.i,ert.en· 
vers,.lmm;l.lI1g überlas·sen werden kann. In dies.em 
F:ük ,ils:tin der Satzung die Zahl ·der DeLegierten 
Zll .bestimmen und .ihre W,a<hJ unter ß;ed,achtnahme 
der in § 28 angdührt·en Grundsä:tze zu regeln. 

'(3i IDen VOriSlitz ,in, ·der Ha'u,plNepsammlung 
fühn der Präsident od:er ·sein Stdlvertr.eter [§ 29, 
Abs. (1)]. 

(4) Die Hauptv.ersamm~ung ist mindestens' ein­
mal im Jahreeinzubemflen. Sie faßt ,ihre B:e­
sichlüs~e, betreffend ·di,e 'Fes'tgetzung ·de·p Satzung 
der Ges.chäfusordnung,der Dienstordnunlg od~r 
Be'itrag".ordnung sowie hinsidl·tl1ich der' Anltrag­
stellung wegen Kn,dlerung der Wahlor.dnung mit 
Zwcl,clrittelmehrheit, sonst mit 'einfacher Mehrheit 
der Anwe5enden. Der Vorsitzen,de stimmt -ll'Ur 
bei St.immen,gleichheit mit; in die·sem F.aUe gibt 
st.;·ine Stimme den AUSIschhg. D~e Hauptversainm­
Iumg istbeschlußfä:hig, wenn außer dem 'Vor­
sitzcnd·en oder se/inem Stellvertreter mindestens 
ein Dr.ittelder wa!hlber'echtigten MitgE.eder an­
weslwd ist. 1st die iHau·p'tv.er.samml'llng besd11uß­
uilf;;hig gebl:i,eben, so sin·cl die eri;chienenen 
Stimmberechtigten nach Ablauf einer Warte­
sltlmde bere.dltigt, über ,die 'Vorl1,~gende T3Jges­
ordnung .gü1tigzu berat,en 'Und zu beschließen. 
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(5) über V,erlan,gen von mindesten.s ·einem 
Viertdder Mü,gIi,eder Ist innenhalh von 14 Tagen 
ein~ .außerordentliche ,Haupw,er5ammlung einzu­
berufen. Zur Einbel'ufung,einer aJußero.r.dentlichen 
Haup'tven.~ammluThg ist auch oder Präs,ident ~ow.ie 
der Vo.rstand herechtigt. 

(6) Zum Wirkungskreis dier Ha,uptvers,ammlung 
gehÖrt insbeso.ndere: 

a) cLi,e Fests,etzun:g der Satzung, einer Ge­
sdJ.äftsondruung, einer BeiltraJg'soridnung; 

b) die .BesdJ.lußfass·ung ülber Anträge zur 
Anderungder .das Wahlvertahren regeln-I 
den Vero.rdnung; 

(3) Wählbar sind alle wahlbereclltigten Mit­
glieder, die am Tage der Wahlausschreibung das 
24. Lebensjahr überschritten haben. 

(4) Die näheren Bestimmungen über das Wahl­
verfahren, insbesondere über die Ausschreibung 
der Wahlen, die Erfassung und Verzeichnung der 
Wahlberechtigten, die Wahlbehörden, die Wahl­
bewerbung, die Abänderung der Wahlzahl 
[Abs. (2)], das Abstimmungs- pnd Ermittlungs­
verfahren sowie über die Einberufung der ge­
wählten Vorstandsmitglieder werden vom Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung nach An­
hörung der Dentistenkammer durch Verordnung 
erlassen. 

c) ,die Genehmigung ·des. ]ahresvo.roanschJJages I 
~nd ,de~ R<echnung5aoochlusses; . Präsident und Vizepräsident. 

d) dl·e Emchtu. ng ,und; IFöfld,erung gemein- § 29 D' "ß § 28 "hl V d 
• _L' I'ch .. . • (1) le gema gewa ten or·stan s-

6'aäller 'WlrtsUlJ~ft I er Emnchtungen sowie . I' d oohl ',L " • 
. '\VT h·Ilf-L. dU" ml1;g I,e JeT wa ·en ,aus a!lIr,er Mitte 'In zw,el geson-

VIOn wO·~a,n,rtJs- un noanSiOultzunigs-1 d W hl" d P"'d d 
emnUlitungen; od d' V' .. 'd AL "hl' 

• • _L . . •. • erten a gangen zuerst . en ras! enten un 
• 5 ann; en n·eprasJ! ·enten. lli g·ewa t ISt an-

e) dl~ BelSch1ußf:~slSUng. über Rah.~el]verträ.ge zusehen, der mehr aLs d~e Hälfte der abgegebenen 
mIt den $ozl,alverslche.nungstragern. gült.igen Stimmen auf s:ich ver.e:ini,gt. Kommt 

Vorstand. 

§ 27. (1) Der Vorstand besteht aus den gemäß 
§ 28 gewählten Vorstandsmitgliedern. 

(2) Die Beschlüsse des Vorstandes werden, soweit 
dieses Bundesgesetz oder die Geschäftsordnung 
nicht anderes bestimmt, mit Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei gleichgeteilten Stimmen gilt jene i 
Meinung als angenommen, für welche der den 
Vorsitz führende Präsident (Vizepräsident) ge­
stimmt hat. 

di,es·e Stimmenmehrheit n~cht zus'tande, ISO. ustei11'e 
eng,ene Wahl .durchzuführen. B,ei der engeren 
W:a.hl dürf'C!1 5ich die Wähl.endennur auf jene 
zwei ,Personen beschränken, die bei der erlSlt-en 
Abstimmung di,e I1llCisten Stimmen erhalten 
h.aben. Er'gab die cfst·e Abs,timmun.g Stimmen­
gleichheit, so ents,cheidet über die ,Fmgie, wer .jn 
die cng·ere Wahl.ei11lzube:ziehen ist, .d.a'$ Los. 
Stimmen,di.c bei der entgeren Wahl ,für ander.e 
P,ersone'n abgeg.eben werden, sind ungültig. Er­
gibt :,.ich bei der C11Igrer,cn Wahl St-immengleichhe:~t, 
w entE.ch.eidet dOlls Los. 

(2) Der Präsident vertritt die Dentistenkammer 
nach außen und leitet nach Maßgabe der Ge­
schäftsordnung die gesamte Geschäftsführung. Er 
führt den Vorsitz im Vorstand. 

'(3) In den Wirkungskreis des Vorstandes fallen 
alle Angelegenheiten, die durch dieses BundeS-I· 
gesetz oder durch die Satzung keinem anderen 
Organ ausdrücklich zugewiesen sind. In der 
Satzung ist die Bildung eines geschäftsführenden I 

ch (3) Scheidet der Präsident oder der Vize-
Auss usses des Vorstandes und dessen Wirkungs-j "'d h d V d B b 
kreis zu regeln. prasl ent aus, so ,at er orstan unter eo-

I a~tung. der im § 28, Abs. (1), f~~t?esetzten Grund-
. § 28: (1) Die Vorstandsmitglieder werden auf I sa~ze ~~s. zur Neu.wahl ~es Pra~ld~nten oder des. 

die Dauer von 5 Jahren auf Grund des gleichen, I VI~.epr~~ldenten eme~ .semer Mltghed7,r Zum g~­
unmittelharen, geheimen und· persönlichen Wahl-I schaftsfuhrende~ .. Prasldenten zu. wah~~~. DIe 
rechtes der Wahlberechtigten nach den Grund- Neu,,:,ahl des. Prasldenten und des Vlzeprasldenten 
sätzen der Verhältniswahl gewählt. Auf I hat bmnen vier Wochen zu erfolgen. 
100 Wahlberechtigte entfällt ein V~rstands-I (4) Die näheren Bestimmungen über das Wahl­
mandat, doch hat jedes Bundesland [§ 28, I verfahren sowie über die Einberufung der ge­
Abs. (2)] mindestens ein Vorstandsmitglied zu i wählten Vorstandsmitglieder werden vom Bun­
~ntsenden; .auf Reste über 50 Wahlberechtigte 11 desministerium für soziale Verwaltung dun:h Ver­
mnerhalb emes Bundeslandes entfällt gleichfalls ordnung erlassen. 
ein Mandat. ' . 

(2) Wahlberechtigt sind alle' zur selbständigen I Landesgeschäftsstellen. 
Ausübung ihres Berufes berechtigten Dentisten! . § 30. Den Landesgeschäftsstellen obliegt die 
(§ 3) .in dem Bun~eslande, in dem sie. ihren I' B~~or~ung jener Geschäft~ der Den~iste?kammer, 
ordentlIchen WohnSitz haben, sofern sie das. die sldl nur auf den Wirkungskreis emesBun­
Wahlrecht zum Nationalrat besitzen oder ihnen! deslandes beziehen. Nähere Bestimmungen über 
das aktive Wahlrecht nicht entzogen wurde I den Wirkungskreis der Landesgeschäftsstellen und 
[§ 33, Abs. (2)]. Die Änderung der Wahlzahl ihre Zusammensetzung werden durch die 
kann im Verordnungswege erlassen werden. I Satzung getroffen. 
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Verschwiegenheitspflicht. 

§ 31. Alle Organe und das gesamte Personal 
der Dentistenkammer sind, soweit gesetzlich nicht 
anderes bestimmt ist, zur V erschwiegenhei t über 
alle ihnen aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt 
gewordenen Tatsachen verpflichtet. Von dieser 
Verpflichtung kann sie das Bundesministerium 
für soziale Verwaltung über Verlangen eines 
Gerichtes oder einer sonstigen Behörde entbinden. 

Deckung der Kosten. 

§ 32. (1) Der Vorstand hat alljährlich bis läng­
stens 15. November einen Jahresvoranschlag für 
das nächste Jahr aufzustellen. 

(2) Zur Bestreitung ihrer Auslagen hebt die 
Dentistenkammer von ihren Mitgliedern Beiträge 
ein, die im Verwaltungswege eingebracht werden 
können. Die näheren Vorschriften über die Höhe 
und Eirihebung werden durch eine Beitragsord­
nung erlassen [§ 24, Abs. (3)]. 

(8) Der Vorstand hat aUjährlich bis längstens 
31. März den Rechnungs1ahscliluß für das Vorjahr 
den VOn ihm hestellten R,echlllUngsprüfern behuf.s 
W,eitervorlage an die Hauptv,ers1ammlung vor­
zulegen. 

Schlichtungsverfahren. 

§ 33. (1) Die Iselhsltänd1gen <Denti,slten stind v,er­
pflichtet, alie s,i·ch ,zwischen ihnen bei Au~übun<T 
des Dentistenheruf.es er,gebenden Streitigkeite~ 
vor Einbringung einer gerichtlichen Klage der 
Dentistenkammer vorzulegen. 

(2) Näher,e .ß.es!'immung.en hierüber, insheson­
der.e über ·eille ,Mitwirkung der Landesg,esd1äfts­
. stellen, werden von der Dentistenkammer in einer 
eig,enen Schlichtung,oordnuiJ1lg getrofflen. Die 
Sd11idl1tung,ordnung untcrcE,e;gtder Gel1'ehmigung 
des Bundesministeriums für soziale Verw,ahung. 

Aufsicht. 

§ 34. (1) Die Dentistenkammer untersteht der 
Aufsicht des Bunclesministeriums für soziale Ver­
waltung. 

(2) Die Satzung [§ 24, Abs,. {11 )], dli,e Geschäfus­
ordnung [§ 24, Ahs. (2)], die Beitfla,glsordnung 
[§ 24, Abs. (3)], ,der Jahl'1esvorans,chlag und der 
Rechnungsabs,chluß [§ 26, Ahs. (6), lit. c] unter­
l,j'egen der Gen~hmi.gung deis BundesministeriuiIl1lS 
für soziale Vierw:ahung. 

(3) Das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung kann Beschlüsse der Organe der Den­
tistenkammer, die gegen bestehende Vorschriften 
verstoßen, aufheben. 

(4) Der Vorstand ~alm durch V,erfü,gung des 
Bundc'sministeriums ,für soz.ia;,e Verwal'tungauf­
gelöst werden, w,enn er geine Auf:g:aben vernach­
läsJS,igt, 'seine Befugniss,e übers·ehr,ei,tet oder wenn 
er trotz zweimaliger ordentLicher Einberufung be-
schlußunfähig b1eiht. . 

9 

('I) Bei. AuHösurug des yorSitandClS nadl Abs. (1) 
und für .den :Fall,daß der Vorstand 'seine Auf­
lösunlg s.eJbst beschli'eßt, ist di,e Ausschreibung der 
Neuwa:hlen län,gstenls :innerhalb· ,dlr,eier Mo mate 
vorzunehmen. ,Ja der Zwischenzeit werden di·e 
Ge,chäfte durch ,einen vom Bundesmin!i·sterrum ,f,ü·r 
soz.ial'e. Verwaltung ·zu bestdienden R,egierul1gs­
kommIssär geführt, dem ein zweigli~driger Bei­
rat aus dem Kreise der Mitglieder der DentisteQ­
kammer an die Seite zu stellen ist. 

IrII. A h sc h n i t t. 

Straf-und Übergangsbestimmungen. 

§ 35. Ohertretunlg,ender Vorsch6fltendieres 
Bunde,gesetzes und d'er auf Grund ,derseLben e·r­
gangenen Verordnun,g.en werden, l'iof.ern die Tat 
nicht nach anderen Vorschriften mit strengerel1 
Strafen bedroht wird, als Verwaltungsüber­
tretung,en von der Bez:irksverwaJtun,gSlbehördlC mit 
Ge:d hi'szu 5000 S oder mit Arrest bis zu ,drei 
Monat·enhestrak 

§ 36.(1) Bis zur Durchführung der Wahlen 
(§ 28) bleibt die bei Geltungsbeginn dieses Bun­
desgesetzes bestehende vorläufige Standesver­
tretung der Dentisten als vorläufiger Kammer­
vorstand mit der Vertretung der Dentisten be­
traut. 

(2) Die Rechte und Verbindlichkeiten der bis­
herigen vorläufigen Standesvertretung gehen mit 
dem Zeitpunkt ihrer Errichtung auf die Dentisten­
kammer über. Die Dentistenkammer ist berech­
tigt, Ansprüche im Sinne der Rückstellungsgesetze 
auf Vermögen geltend zu machen, das den am 
13. März 1938 bestandenen Standesvertretungen 
der befugten Zahntechniker entzogen worden ist. 

. (;l) Der übergang der Vermögenswerte sowie 
alle diesbezüglichen Rechtsgeschäfte, Rechts­
urkunden, Amtshandlungen und Schriften sind 
von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit. 
Das gleiche gilt für den sonstigen Schriftwechsel 
der Dentistenkammer mit den öffentlichen Be­
hörden und .i\mtern; im gerichtlichen Verfahren 
gelten jedoch die Vorschriften der Gerichts­
gebührennovelle samt den dazu ergangenen 
Durchführungsbestimmungen. 

§ 37. Mit dem Inkra.fttreten dieSies BUlldes­
gCSleuzes trc>t·en ,außer Kraft: 

1. Da's Gesetz vom 13. Juli 1920, St.G.BI. 
Nr. 326, betreffend ,d/ie Re'gelung ·der Zahn~,echn,ik 
(Zahnt'echn ikerg>esetz) ; 

2. das Gesetz vom 1., Oktober 19,20, St. G. BI. 
Nr. 470, betr,effend die Abänderung des § 4, 
Abs. (4), des Ges,etze5 vom 1'3. Jul,j 1920, 
St. G. BI. Nr. 326, über ,die !Regelung der Zahn­
techThik (Zahnoechniker,g,eSletz); 

3. das Bundesgesetz vom 15. April 1921, 
B. G. BI. NI'. 255, betreffe md ,die Abänderung, he­
z.jehung~we~s,e E~gän:zung ,de~ § 5, Abs.· (2), des 
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GeSle1.zes vom 13. Juli 19'20, St. G. BI. Nr. 326, 
über die Regelung d~r Zahntechni,k (,Zahn­
technikergeset1z) ; 

4 .. di.e Verordnlurug der Bundesregierung vom 
27. April 1922, B. G. BI. Nr. 275, betreffencV 
die ,ltegduug der Zahnuechnikim Burgenland 
(Zahntechnikerverordnun,g); , 

5. der Aroikd 38 ~des Bundes'g~setzes vom 
21. Juli 1925, B. G. BI. Nr. 277, über die V,er­
einfachung ·der Verwaltung,sgeserz'e und son$tige 
Maßnahmen zur Entlastung de'r Verwal-
tllng,sbehörden (VerwalltungSlent,lastung~geset;z 

V.E.G.); . 
6. die Verordnung des Bundesm~ni'$terillms für 

6ozu'ale Verwaltung vom 14. Februar 1921, 
B. G. BI. Nr. 107, üher die Schaffung einer Inter­
esse11'v,ertretung del~ zahnt.e'chnilschen Hilfs-­
personals; 

7. die Verordnung des Bundesministefliums für 
sozi,aJe Verw:altunlgvom 20. Novemher 1926, 
B. G. BI. Nr. 352, womit .die Be.s,nimmun,gen des 
§ 1 der Verordnung ,des Buncksmi.n:iS1:eriums f.ür 
,soz,iale Verwaltung vom 3. Mai 1924, B. G. BI. 

NI'. 149, - rbetreffeIIJddie Stande&vertretung der 
b~fugten Zahntechnik'er, abgeändert werden; 

8. due Verordnung über ,d1e Niederlassung von 
Den1)is:tenvom 8. Mai ,1940, DeutJSches R. G. BI. I 
S. 795; 

9. die Verofldruun:g über die Kass-endentistische 
Vereinigung Deutschl,ands VOm 30. Dezember 
1940, Deutsches R. G. BI. I S. 1656; 

10. die Verordnung über die BemflSaus.'Übung 
der Dentisten <in den Reichsgauen ,der Ostmark 
vom 5. März 1941, Deutsches R. G. BI. I S. 122; 

11. die Verordnung zur Sicherstellung .der 
zahnhciLkundJichen Versorgun<g der Bevölkerung 
vom 5. September 1942, Deutsches R. G. BI. I 
S. 547, sowie 

12. sämtliche zur Ausführung des § 123 der 
R VO. ergangenen Runderlässe des Reichsministers 
des Inneren mit Ausnahme derjenigen, die die 
Ausbildung der Dentisten regeln [§ 13, Abs. (2)]. 

§ 38. Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist das Bundesministerium für ~ziale 
Verwaltung betraut. 
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